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Kommentar 
Guido Bohsem 
zur Verwendung des Armutsbegriffs

W
er als Ruheständler nur 
eine Grundrente bezieht, 
ist definitiv nicht reich. 
Wer von Hartz IV leben 

muss, ist Entbehrungen gewöhnt. Das 
ist keine Frage und bedarf auch keiner 
Diskussion. Worüber man hingegen 
lange und heftig streiten kann, ist die 
richtige  Höhe der Sozialleistungen. 
Dieser Streit ist notwendig. Schließ-
lich geht es darum, den Betro"enen 
ein bescheidenes, aber auskömmli-
ches Leben zu sichern.

Was jedoch nicht geht, ist, die Emp-
fänger dieser Leistung in solchen Dis-
kussionen durchgängig und pauschal 
als „arm“ zu bezeichnen, wie das ge-
rade wieder in einer Studie der Ber-
telsmann-Stiftung geschehen ist. Zum 
einen tut das den wirklich Armen  
Unrecht, nämlich denen, die durch 
das soziale Netz gefallen sind und tat-
sächliche Armut erleben. Viel schlim-
mer aber ist, dass mit dieser leichtfer-

tigen Gleichsetzung das sehr gute 
deutsche Sozialsystem permanent dis-
kreditiert wird.

Wer den Steuerzahlern suggeriert, 
dass die von ihrem Geld finanzierten 
Sozialleistungen nicht mehr als ein 
staatlich verordnetes Armutspro-
gramm ermöglichen, frustriert ihre 
Solidarität. Wer der unteren Mittel-
schicht suggeriert, dass ihr jederzeit 
ein Absturz in die Armut drohen kann 
oder ein Ruhestand in Armut droht,  
untergräbt ihr Vertrauen in die Leis-
tungsfähigkeit des Staates und fördert 
ihre politische Radikalisierung.  Wer 
von der Politik höhere Sozialleistun-
gen fordert und dann die dadurch ge-
stiegene Armut beklagt, muss sich 
nicht wundern, dass die Regierenden 
lieber darauf verzichten. Eine Debatte 
über den Sozialstaat ist immer wieder 
nötig. Sie muss aber geführt werden, 
ohne ihn zu untergraben. Wer das tut, 
legt ein Programm für Radikale auf.

Programm für Radikale

Die künftige EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen hatte am Dienstag die Ressortverteilung ihrer 
künftigen Kommission vorgestellt. Der Grieche Margaritis 
Schinas wurde dabei als Vize-Präsident für den Bereich 
„Schutz unseres europäischen Lebensstils“ nominiert und 
soll die Migrations- und Asylpolitik koordinieren.

Die Benennung des Ressorts hat massive Kritik im Eu-
ropaparlament ausgelöst und von der Leyen den Vorwurf 
eingebracht, sie biedere sich der extremen Rechten an. 
Mehrere Fraktionen fordern eine Namensänderung.

Europäische Lebensweise bedeute auch, „dass man die 
andere respektieren muss, unabhängig davon, was ihre 
Hautfarbe ist und unabhängig von ihrem ursprünglichen 
Heimatstaat“, sagte Jean-Claude Juncker Euronews. Ihm 
gefalle die Idee nicht, dass der „Schutz des europäischen 
Lebensstils“ Migration entgegenstehen solle.  afp

STICHWORT EU-MIGRATIONSRESSORT

Leitartikel 
Roland Muschel 
zur erneuten Kandidatur von Winfried Kretschmann

D
er CDU-Slogan im Bun-
destagswahlkampf 1957 
lautete „Keine Experi-
mente“. Bundeskanzler 
Konrad Adenauer wollte 
die Wähler damit für ein 

Weiter-so gewinnen. Das Ergebnis 
war ein nie wieder erreichter Erfolg 
der Union bei einer Bundestagswahl.

„Keine Experimente“ könnte 2021 
auch der Wahlslogan der Süd-
west-Grünen lauten. Der 71-jährige 
Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann mit dem Image des Landesva-
ters soll der Ökopartei erneut zum 
Wahlsieg verhelfen. 2011 sind die Grü-
nen an der da noch stärkeren CDU 
vorbei erstmals in die Staatskanzlei 
eingezogen, 2016 dann auch stärkste 
Partei geworden. Wenn sie diesen Er-
folg wiederholen, können sich die 
Grünen als neue Baden-Württem-
berg-Partei etablieren und der CDU 
auf Dauer den Rang ablaufen. Es wäre 
zugleich die Krönung von Kretsch-
manns einmaliger Karriere, an deren 
Ende ein Rekord stehen könnte: eine 
15-jährige Amtszeit. Das wäre ein Jahr 
mehr als Erwin Teufel an der Spitze 
des Landes stand, der letzte aner-
kannte Landesvater der alten Ba-
den-Württemberg-Partei CDU.

Kretschmann und seine Partei ha-
ben sich für das Naheliegende ent-
schieden. Nur der populäre Ober-
schwabe garantiert den Grünen auch 
in schlechteren Zeiten Zustimmungs-
werte weit über ihre Kernklientel hin-
aus. Seine Stärke ist das Präsidiale. Er 
kann Politik und ihre oft mühsamen 
Prozesse erklären und, sich mal pol-
ternd, mal humorvoll, mal philoso-
phierend, von tagesaktuellen Aufge-
regtheiten absetzen. Das ist sein Er-
folgsrezept. Es spricht viel dafür, dass 
es auch weiter wirkt.

Ob er sich und seiner Partei mit 
der Entscheidung auch mittelfristig 
einen Gefallen getan hat, muss sich 
indes weisen. Angesichts des bundes-

weiten Grünen-Hochs hätte dies ein 
guter Zeitpunkt für eine geordnete 
Stabübergabe sein können. Selbst 
wenn die CDU dann Neuwahlen ge-
fordert hätte, hätte die Ökopartei bei 
der derzeitigen Fixierung der politi-
schen Debatte aufs Klima auch mit ei-
ner neuen Spitze gute Chancen, die 
Christdemokraten auf Distanz zu hal-
ten. Dieses Zeitfenster kann sich 
schnell wieder schließen.

Für Kretschmann selbst wird das 
Regieren jetzt aus drei Gründen unge-
mütlicher. Erstens dringt CDU-Spit-
zenkandidatin Susanne Eisenmann auf 
rasche Entscheidungen bei strittigen 
Themen. Damit bringt sie Kretsch-

mann, der zuletzt nicht nur in eigener 
Sache zögerlich wirkte, unter Zug-
zwang. Zweitens wird die eigene Basis 
ungeduldiger, sie will mehr grüne Ak-
zente sehen, was mehr Stress mit der 
CDU bedeutet. Drittens dürfte der 
Wahlkampf 2021 unter schwierigeren 
ökonomischen Rahmenbedingungen 
stattfinden. Das kann der wirtschafts-
nahen CDU Auftrieb geben. Es spricht 
aus grüner Sicht aber auch für 
Kretschmann: In der Krise setzen die 
Wähler gerne auf Bewährtes.

Sein größtes Problem ist ein ganz 
anderes: Am Ende könnten die Grü-
nen 2021 wieder stärkste Partei wer-
den, aber ohne Partner dastehen, weil 
CDU, SPD und FDP lieber miteinan-
der regieren als die undankbare Juni-
orrolle in einer Regierung Kretsch-
mann III  zu übernehmen.

leitartikel@swp.de

Keine Experimente

Berlin. Der Neu-Ulmer Abgeord-
nete Georg Nüßlein (CSU) ist ei-
ner der Hauptverantwortlichen 
für das Klimakonzept der Union.

Herr Nüßlein, wie glaubwürdig ist 
der Grünschwenk der CSU, wo sie 
doch Windkra! in Bayern blockiert?
Georg Nüßlein Gerade deshalb ist 
er glaubwürdig. Wir setzen auf 
Vernunft und nicht auf Ideologie. 
Es ist sinnvoller, in Bayern Solar-
energie und Geothermie auszu-
bauen und die Windräder dort 
aufzustellen, wo häufig der Wind 
weht, nämlich im Norden und an 
den Küsten.

Dann braucht man immer noch 
Stromleitungen, die den Strom in 
den Süden transportieren. Die  wol-
len Sie aber auch nicht.
Das ist so nicht richtig: Wir ha-
ben gesagt, man muss überlegen, 
welche Leitungen man tatsäch-
lich braucht. Wir sind dagegen, 
dass man, nur weil es eine garan-
tierte staatliche Rendite gibt, ein-
fach Stromtrassen durchs Land 
zieht. Das hat dazu geführt, dass 
wir die Leitungen auf ein ver-
nünftiges Maß reduziert haben.

Gleichzeitig will die CSU, anders als 
die CDU, früher aus der Kohle aus-
steigen als geplant.
Wenn wir bis 2038 in der Kohle 
bleiben, werden wir uns schwer-
tun, den Menschen an anderer 
Stelle so viel CO2-Einsparung ab-
zunötigen, wie wir für das Errei-
chen der Klimaziele brauchen. Da 
muss man die Kostenseite streng 
im Blick behalten.

Einig ist sich die Union hingegen, 
dass eine ökologische Steuerreform 
nötig ist. Wie soll die aussehen?
Wir wollen mit steuerlichen Ent-
lastungen Klimainnovationen 
voranbringen. Denn die Techno-
logien, die wir brauchen, gibt es 
entweder noch nicht oder noch 
nicht überall – und schon gar 
nicht für jeden bezahlbar. Dabei 
muss gelten: Was umweltfreund-
lich ist, wird von der Steuer frei-
gestellt. Bei den Kraftsto"en etwa 
werden regenerative Bestandtei-
le derzeit genauso besteuert wie 
fossile. Das gehört geändert.

Sie wollen CO
2
 über einen Emissions-

handel bepreisen. Wieso keine Steu-
er, wie die SPD fordert?
Wir lehnen eine CO2-Steuer ab. 
Das ist nichts anderes als eine 
Steuererhöhung auf Benzin oder 
Heizöl. Die Ökosteuer hat den 
Verbrauch aber auch nicht redu-

ziert. Stattdessen wollen wir ei-
nen Emissionshandel mit CO2-De-
ckel im Gebäude- und Verkehrs-
bereich einrichten. Das begrenzt
Emissionen verlässlich. Mit den 
Einnahmen wollen wir die Strom-
kosten senken, zum Beispiel über
die EEG-Umlage. Und wir greifen
den Pendlern unter die Arme.

Emissionen senken und die Pendler-
pauschale erhöhen – das wider-
spricht sich doch.
Nein, wieso sollte sich das wider-
sprechen? Die Frage ist ja, wie 
man bei der Pendlerpauschale
stärker berücksichtigen kann, auf
welche Art und Weise sich je-
mand fortbewegt. Das wird in der
Praxis nicht ganz einfach umzu-
setzen sein, lohnt aber die Mühe.
Wir wollen Mobilität, gerade im 
ländlichen Raum, erhalten – und 
gleichzeitig das Klima schützen.

Die SPD will die Einnahmen aus einer 
CO

2
-Steuer mit einer Kopfpauschale 

an die Bürger zurückgeben, um Ge-
ringverdiener zu entlasten.
Da unterscheiden wir uns klar
von der SPD. Die will Klima-
schutz zum Umverteilungsthema 
machen. Nach dem Motto: Jetzt
kriegt jeder 100 Euro und alles ist 
gut. Die Geringverdiener behal-
ten wir natürlich im Blick. Wer in 
Klimainnovationen investieren 
kann, der soll davon profitieren.
Wer dazu nicht in der Lage ist, 
entweder, weil eine sinnvolle Al-
ternative gar nicht zur Verfügung
steht oder er sich das nicht leis-
ten kann, darf dafür nicht bestraft 
werden. Igor Steinle

„Wir wollen Mobilität im 
ländlichen Raum erhalten“
Umwelt Nächste Woche kommt es zum Klimafinale der großen 
Koalition. Unions-Fraktionsvize Georg Nüßlein will dann keine zu 
großen Belastungen für Pendler – und erst recht keine CO2-Steuer.

Berlin. Das Risiko für Altersarmut 
wird laut einer neuen Studie der 
Bertelsmann-Stiftung in den kom-
menden Jahren deutlich steigen. 
„Selbst bei ungemindert positiven 
Konjunkturaussichten könnte in 
20 Jahren jeder fünfte Rentner 
von Altersarmut betro"en sein“, 
sagte der Arbeitsmarktexperte 
der Stiftung, Christof Schiller, am 
Donnerstag. Derzeit sei es ein 
Sechstel. Der Anteil der Rentner, 
die zur Sicherung ihrer Existenz 
auf Grundsicherung angewiesen 
sind, werde von derzeit neun auf 
zwölf Prozent anwachsen.

An der Aussagekraft der Stu-
die gibt es jedoch Zweifel. So hält 
der frühere Caritas-Generalse-
kretär Georg Cremer nichts 
davon, Grundsicherungsbezug 
schlicht mit Armut gleichzuset-
zen. „Was ist, wenn die Grundsi-
cherung angehoben wird oder 
wenn es durch mehr Aufklärung 
gelingt, dass alle, die hilfeberech-
tigt sind, die Grundsicherung 
auch erhalten? Dann hätten wir 
vermeintlich mehr Arme, obwohl 
der Sozialstaat wirksamer wird“, 

sagt er dieser Zeitung. Er wünscht 
sich einen realistischeren Blick 
auf die Zukunft. „Handlungsbe-
darf besteht, aber dass ein großer 
Teil der Bevölkerung verarmen 
wird, ist derzeit nicht absehbar.“

Skepsis gegenüber Heils Vorstoß

Bei der Bewertung der von Bun-
dessozialminister Hubertus Heil 
(SPD) vorgesehenen Grundrente 
ohne Bedürftigkeitsprüfung lie-
gen Cremer und die Studienauto-
ren nicht weit auseinander. Der 
Plan sei für die Bekämpfung der 
Altersarmut nicht zielgenau ge-
nug, heißt es. Cremer: „Wie im-
mer die Reform ausfällt, wir brau-
chen weiterhin eine bedarfsge-
prüfte Grundsicherung. Kein ziel-
genaues System der ergänzenden 
Hilfen wird auf irgendeine Form 
der Einkommens- und Vermö-
gensprüfung verzichten können.“

Gegen die in der Studie aus 
Gründen der Verfahrensvereinfa-
chung vorgeschlagenen Einkom-
mensprüfung ohne Vermögens-
prüfung wendet der Ex-Cari-
tas-Generalsekretär ein. „Wenn 

jemand erhebliches Vermögen
hat, aber kein laufendes Einkom-
men, dann führen Hilfen ohne
Vermögensprüfung zu neuen Ge-
rechtigkeitsdebatten.“

Zusätzlich empfiehlt die Studie 
eine „flexiblere Auslegung von 
Versicherungszeiten“ beim An-
recht auf Grundrente. Das bedeu-
tet: Einen Zuschlag auf ihre Ren-
te bekämen auch Bedürftige, die 
nicht ganz die im Koalitionsver-
trag festgelegte Mindestversiche-
rungszeit von 35 Jahren erreichen.

Cremer plädiert dagegen „für
eine kluge Kombination von Ren-
te und Grundsicherung“. Etwa
20 Prozent ihrer Rente sollten 
Empfänger von Grundsicherung
behalten dürfen. Die Folge: Wer
sozialversicherungspflichtig ge-
arbeitet hat, bekommt mehr, als 
wenn er nie eingezahlt   hätte. 
„Damit würde man der Lebens-
leistung der Menschen besser ge-
recht“, betont Cremer. Derzeit
entfallen die Rentenansprüche 
ganz, wenn Grundsicherung ge-
zahlt wird. Michael Gabel
Kommentar

Zweifel an Armutsstudie
Rentner Bertelsmann-Stiftung erwartet starken Anstieg älterer 
Bedürftiger. Ex-Caritas-Chef Cremer kritisiert methodische Mängel.

EU-Kommissar
Massive Kritik an 
neuer Benennung
Brüssel. In der Debatte um die Be-
zeichnung des Migrationsressorts 
in der neuen EU-Kommission als 
Bereich „Schutz unseres europä-
ischen Lebensstils“ hat auch der 
scheidende Kommissionspräsi-
dent Jean- Claude Juncker Kritik 
geübt. „Ich denke, dass das geän-
dert werden muss“, sagte Juncker 
am Donnerstag dem TV-Sender 
Euronews. „Diejenigen zu akzep-
tieren, die von weit entfernt kom-
men, ist Teil des europäischen Le-
bensstils.“ afp
Stichwort

Seenotrettung
Evangelische 
Kirche kauft Schiff
Berlin. Die Evangelische Kirche
Deutschland verstärkt ihr Enga-
gement in der Seenotrettung: Der
Rat der EKD beschloss den Kauf
eines Schi"s, das Flüchtlinge im 
Mittelmeer retten soll, sagte der
Vorsitzende Heinrich Bed-
ford-Strohm am Donnerstag. Ge-
meinsam mit Vertretern von Ret-
tungs- und Hilfsorganisationen, 
Kommunen und der Seebrü-
cke-Bewegung forderte er drin-
gend einen europaweiten Verteil-
mechanismus für im Mittelmeer
gerettete Menschen. afp

Karikatur: Harm Bengen

Kretschmanns           
Erfolgsrezept wird 

weiter wirken. Trotzdem 
droht den Grünen 2021 
die Oppositionsrolle.

Georg Nüßlein hält den Kohle-

ausstieg erst 2038 für zu spät.
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